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BASELBIETER

 FREISINN
Gemeinsam weiterkommen.

Augmented 
Reality

So wird Ihr «Freisinn» lebendig!

Anleitung auf Seite 23

Über 170 Freisinnige durften wir am Neujahrsan-
lass bei der Tiba AG in Bubendorf empfangen. 
 Diese starke Teilnahme widerspiegelt für mich das 
letzte Jahr der FDP Baselland: Im Doppelwahljahr 
konnten die Kandidierenden viel Motivation, 
Kampfeswillen und Unterstützung von den Mit-
gliedern erfahren. Die FDP Baselland trifft man auf 
der Strasse, an Standaktionen und bei den Leuten 
an, und wir führen einen aktiven Dialog mit den 
Menschen. Das ist eine FDP, die mir gefällt!

Was mir aber Sorge bereitet: Die Eigenverant-
wortung kommt in der Öffentlichkeit zunehmend 
unter Druck – man wird belächelt, wenn man sie 
hochhält – und gleichzeitig erhält die Haltung Auf-
trieb, den Staat zu einer Moralkeule zu machen. 
Diese Art von Instrumentalisierung des Staates 
nimmt zu, je mehr die Moral von der Politik für die 
Selbstdarstellung genutzt wird. Statt kritisch zu 
bleiben, lassen sich viele Meinungsträger gerne 
einspannen.

Moralisches Selbstdarstellertum löst 
 Eigenverantwortung ab
Anscheinend sind sich viele einig, dass die Eigen-
verantwortung ausgedient hat. Beginnt jetzt in den 
2020er-Jahren das Zeitalter der Erziehung, des 
Zentralismus, des Staats als Hüter der Moral jedes 

Einzelnen? Dann gehen die Eigenverantwortung 
und die Eigeninitiative völlig verloren, und wir ma-
chen nur noch, was verlangt wird.

Viele wollen der Gesellschaft zeigen, dass sie 
etwas Gutes tun. Diese Art von selbst inszeniertem 
Gutmenschentum bringt jedoch ab einem gewissen 
Mass jede Selbstkritik zur Strecke. Der Fokus auf 

 Gedanken
zum neuen Jahr 2020
Editorial

Saskia Schenker, Präsidentin FDP Baselland

Fortsetzung auf Seite 3

«Ich will Aufbruch»
Petra Gössi ist nach vier Jahren an der Spitze  
der FDP noch nicht müde. Im grossen Interview 
spricht sie über ihre Pläne mit der FDP und die 
Sorgen der Menschen.
Seiten 10 und 11

Es herrscht Aufbruchstimmung
Die Delegierten haben an ihrer ersten Versamm-
lung des Jahres in Schindellegi den Wunsch nach 
einem liberalen Aufbruch bekräftigt und drei 
Parolen gefasst. 
Seiten 18 und 19

Die Neugewählten stellen sich vor

Seiten 20 bis 22

Auf dem Laufenden
Neuwahlen im Parteivorstand, Parolenspiegel  
für die nächsten eidgenössischen Volksabstim-
mungen, Augmented Reality sowie die Agenda 
informieren Sie über weitere Ereignisse.
Seite 23
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Liebe Freisinnige

Hoffentlich sind auch Sie gut im Jahr 2020 ange-
kommen. Nach dem anstrengenden Wahljahr haben 
einige Tage Erholung gutgetan, und bereits ist die 
FDP wieder mit aller Kraft daran, die Weichen für 
die Zukunft der Schweiz zu stellen. Das tun auch 
Karin Keller-Suter und Ignazio Cassis, die am 
11. Dezember 2019 im Amt bestätigt wurden. Ich 
bin erfreut, dass das Parlament die Stellung der 
FDP sowie die klaren Leistungsausweise unserer 
beiden Bundesräte anerkennt. 

Schwerpunkt Altersvorsorge 
Ein zentraler Erfolgsfaktor der Schweiz sind unsere 
Sozialwerke. Doch wie sollen wir diese in Zukunft 
finanzieren? Wie sichern wir den zukünftigen Ge-
nerationen in unserem Land die Rente? In der neu-
en Legislatur wird das die grosse Frage sein. Des-
halb widmen wir unseren Schwerpunkt im ersten 
«Freisinn» des Jahres 2020 diesen Fragen. So dis-
kutieren wir die Renteninitiative der Jungfreisinni-
gen, welche eine Gegenidee zu den immer teureren 
Ideen der Linken in die Diskussion einbringt. 

Nein zur Mieterverbandsinitiative 
Von unüberlegten und teuren Ideen ist aber nicht 
nur bei der Altersvorsorge abzuraten. Am 9. Februar 
2020 stimmen wir u. a. über die Mieterverbandsin-
itiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» ab. Diese 
will allen Kantonen ein zentralistisches Korsett auf-

zwingen und die regional eigenständigen Lösungen 
über den Haufen werfen. Diese sozialistische Vor-
lage gilt es jetzt mit aller Kraft zu bekämpfen, denn 
die massiven wie unnötigen Markteingriffe würden 
zu staatlichen Geistersiedlungen führen. 

Aufbruch!
Natürlich beschäftigen uns auch die Wahlen 2019 
noch. An dieser Stelle möchte ich allen Freisinni-
gen danken, die über Wochen und Monate hinweg 
viel gearbeitet haben – sei es als Kandidaten, sei es 
als Wahlhelfer. Mit Maja Riniker, Johanna  Gapany 
und Matthias Michel stellen sich die letzten unserer 
zehn neuen Fraktionsmitglieder vor. Leider können 
wir mit dem Wahlergebnis insgesamt nicht zufrie-
den sein. Wir werden die Lehren daraus ziehen – 
mehr dazu lesen Sie im Interview. Klar ist: Die FDP 
hat den Auftrag, die Schweiz in die Zukunft zu füh-
ren. Den nehmen wir an. 

Brechen wir gemeinsam als Partei in eine neue 
Zukunft auf. Kämpfen wir für eine liberale Schweiz 
der Zukunft! 

Viel Vergnügen mit der Lektüre wünscht

Ihre Petra Gössi
Präsidentin FDP.Die Liberalen Schweiz

 Aufbruch
Gemeinsam in die Zukunft des Freisinns
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Baselland

Die FDP Schweiz stellt in ihren Nachwahlanalysen 
in Sachen Mobilisierung grosse Unterschiede unter 
den Kantonalparteien fest. Die FDP Baselland war 
ein sehr positiver Ausreisser! Wir konnten im natio-
nalen Wahlkampf über die Sektionen stark mobili-
sieren und haben trotz der schwierigen themati-
schen Ausgangslage plus 0,7 Prozent an Wähler-
anteil zugelegt. Das ging nur dank unserer starken 
Basis. Gerade in einem Doppelwahljahr mit kanto-
nalen und nationalen Wahlen sind die Sektionen ein 
unverzichtbarer Bestandteil der Mobilisierung: 
 Motivation der Leute, Organisation von Standaktio-

nen, Verteilung von Flyern, Aufhängen von Blachen 
etc. Eine gute Zusammenarbeit, der gegenseitige 
Austausch wie auch der Miteinbezug der Sektions-
vertretungen in die jeweiligen Vorbereitungen sind 
daher für die Parteileitung von grosser Bedeutung.

Ich bin in der Parteileitung die Kontaktperson 
für die Sektionen, und daher führe ich einen engen 
Kontakt zu den Sektionspräsidenten. Wir haben uns 
in der Parteileitung Anfang 2019 das Ziel gesetzt, 
alle Sektionspräsidien zu besuchen, um die Erwar-
tungen und die Herausforderungen der Sektionen 
besser zu verstehen. Im Fokus der Gespräche stan-

den vor allem der Erfahrungsaustausch und die 
 Frage, wie wir die Sektionen seitens Kantonalpartei 
optimal unterstützen können. Gleichzeitig eruierten 
wir möglichen Handlungsbedarf pro Sektion und 
legten mit den jeweiligen Vorständen entsprechen-
de Prioritäten fest.

Ein bedeutendes Ziel, welches mit allen Sektio-
nen besprochen wurde, ist die frühzeitige Rekrutie-
rung von möglichen Mandatsträgern. Das ist in 
vielen Sektionen für die Gemeindewahlen sehr gut 
gelungen und soll auch für die kommenden Wah-
len, aber auch für Parteifunktionen einen Schwer-
punkt bilden. Die sogenannte Nachwuchsförderung 
und -findung ist Knochenarbeit, das ist uns allen 
bewusst. Gerade deshalb ist es eine Daueraufgabe. 
Die Kandidierenden für zukünftige Wahlen (kom-
munal und kantonal) müssen frühzeitig rekrutiert 
und vorbereitet werden. Ein Wahlkampf wenige 
Monate vor dem Wahltermin ist nur erfolgreich, 
wenn die Kandidierenden bereits bekannt und für 
das Mandat qualifiziert sind. 

Von Seiten der Parteileitung ist auch die Mit-
gliederadministration von grosser Bedeutung. 
Ohne aktuell erfasste Daten können wir die Mit-
glieder nicht effektiv erreichen respektive mitein-
beziehen. Weiter ist es sehr wichtig, dass die durch 
die Sektionen delegierten Mitglieder ihre Funktio-
nen auch wahrnehmen und an den entsprechenden 
Anlässen teilnehmen. Nur so kann ein Austausch 
über Sektionsgrenzen hinweg funktionieren, und 
nur so sind die Sektionen gut in der Kantonalpartei 
vertreten. Mit Personen, die ihre Funktionen nicht 
regelmässig wahrnehmen können, suchten wir 
ebenfalls das Gespräch.

Der enge Kontakt und die mit den Sektionen 
 vereinbarten Arbeiten sollen auch im 2020 weiter-
geführt werden. Ziel der Parteileitung ist es, die 
Sektionen zu stärken, sie möglichst gut in die Kan-
tonalpartei einzubinden und sie zu unterstützen.

Matthias Mundwiler, Gemeinderat Bubendorf, 
Mitglied der Parteileitung

 Die Sektionen –
 unsere Basis
Aus der Parteileitung

die Selbstdarstellung macht gelebte Eigenverant-
wortung nichtig, und moralisches Handeln wird 
inszeniert, statt gelebt zu werden. Eduard Käser 
schrieb dazu kürzlich in einem Essay in der NZZ 
treffend: «Es zählt nicht mehr, Gutes zu tun, son-
dern was zählt, ist, anderen zu zeigen, dass man 
Gutes tut.» Gerade weil wir eine derartige Entwick-
lung erfahren, finde ich es sehr wichtig, einmal zu 
fragen, was die Eigenverantwortung und die Selbst-
regulierung in den letzten Jahren eigentlich schon 
alles erreicht haben. Diejenigen zu fragen, die sich 
nicht auf Selbstdarstellertum reduziert haben, son-

dern ohne viel Aufhebens aktiv waren. Sie werden 
nie gefragt, es ist selbstverständlich. 

Eigenverantwortung als Basis von allem
Sicher ist es nicht genug, was wir heute tun. Und 
Eigenverantwortung alleine reicht nicht. Die Dis-
kussion darüber, wie es mit unserer Welt und Um-
welt weitergehen soll, ist wichtig. Letztlich lassen 
sich Fortschritte nur mit echter Eigenverantwortung 
erreichen – als Basis von allem. Das darf uns in der 
Gesellschaft nicht verloren gehen. Es ist mehr denn 
je die Aufgabe der Freisinnigen, die Eigenverant-
wortung in Worten, in Taten und in kritischer 
Selbstverantwortung in die Gesellschaft zu tragen! 

Weil wir die Entwicklung hin zur moralischen 
Selbstdarstellung nicht verhindern können, müssen 
wir sie nutzen. Wir müssen in Sachen Eigenverant-
wortung offensiver werden und erzählen, was wir 
darunter verstehen und wie wir sie leben. Wir müs-
sen die Eigenverantwortung zum Thema machen, 
statt uns von anderen mit der Moralkeule voran-
treiben zu lassen und uns fast zu schämen, das Wort 
in den Mund zu nehmen! Und uns dabei auch im-
mer selbstkritisch fragen: Tun wir Gutes, oder wol-
len wir einfach anderen zeigen, dass wir Gutes tun? 

Saskia Schenker 
Landrätin, Präsidentin FDP Baselland

Fortsetzung von Seite 1
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Am 9. Februar 2020 stehen bereits die kommunalen 
Wahlen an. Die politische Arbeit in den  Gemeinden 
ist Arbeit mit und für die Basis, nahe bei den Men-
schen. Darauf legt die FDP traditionell viel Wert. 
Das Milizprinzip ermöglicht es, nahe am Bürger zu 
politisieren. Im Baselbiet sind die Sektionen im 
Lead für die kommunalen Wahlen, und sie haben 
sehr viel in die Nachwuchsarbeit investiert. Seitens 
Kantonalpartei bedanken wir uns an dieser Stelle 
herzlich für das unermüdliche Engagement!

Bevor wir die Kandidatinnen und Kandidaten 
für die Gemeinderatswahlen 2020 vorstellen, er-
lauben wir uns einen Blick in die Vergangenheit: 
Nach den Gemeindewahlen 2016 besetzte die FDP 
im Baselbiet 46 Gemeinderatssitze sowie 19 Ge-
meindepräsidien. Damit waren in über 20 Prozent 
der Baselbieter Gemeinden die Gemeindepräsidien 
in freisinnigen Händen. In den grössten 15 Ge-
meinden des Baselbiets sieht es noch besser aus: In 
10 der 15 grössten Gemeinden (darunter unter an-
derem in Aesch, Allschwil, Reinach, Pratteln, Bin-
ningen, Liestal) sind die Präsidien in FDP-Hand. 
Diese Zahlen zeigen, dass die Bevölkerung grosses 

Vertrauen in die FDP setzt und unsere Basisarbeit 
genau zu diesem Vertrauen beigetragen hat. Fünf 
unserer Gemeindepräsidentinnen und Gemeinde-
präsidenten werden nicht mehr antreten, ihnen 
möchten wir bereits jetzt ganz herzlich für ihr En-
gagement danken. Sie haben mit ihrer Arbeit nicht 
nur die Gemeinde, sondern auch die FDP und das 
ganze Baselbiet geprägt. Wir wünschen Marianne 
Hollinger (Gemeindepräsidentin Aesch), Dieter 
Wissler (Gemeindepräsident Blauen), Christine 
Mangold (Gemeindepräsidentin Gelterkinden), 
Paul Richener (Gemeindepräsident Nusshof) und 
Reto Wolf (Gemeindepräsident Therwil) alles Gute 
für die Zukunft. 

Am 9. Februar geht es nun aber nicht um die Prä-
sidien, sondern die Gemeinderatswahlen und die 
Wahlen in die Gemeindekommissionen und Ein-
wohnerräte. Auf den nächsten beiden Seiten stellen 
wir unsere Gemeinderatskandidatinnen und Ge-
meinderatskandidaten vor. Die Sektionen haben 
über 60 Personen für die Gemeinderatswahlen auf-
gestellt. Natürlich mit dem Ziel die bestehenden 
Sitze zu verteidigen und den einen oder anderen 

Sitz dazuzugewinnen. An dieser Stelle möchten wir 
die beiden jüngsten Gemeinderatskandidaten spe-
ziell erwähnen: Die FDP Baselland ist sehr erfreut, 
dass in Muttenz unser Gemeinderat Alain Bai 
(Jahrgang 1993, Vorsteher Finanzdepartement) zur 
Wiederwahl und in Aesch Stephan Preiswerk (Jahr-
gang 1990) neu zur Wahl in den Gemeinderat an-
tritt. Allen Kandidatinnen und Kandidaten wün-
schen wir viel Erfolg und dann – bei Wahl – viel 
Freude, Weitsicht und Ausdauer im Amt!

Neben den Gemeinderatswahlen werden die 
Einwohnerräte (in Allschwil, Binningen, Liestal, 
Pratteln und Reinach) und die Gemeindekommis-
sionen neu besetzt. Die Listen sind voll, die Sektio-
nen engagiert und die Kandidatinnen und Kandida-
ten motiviert, die Sitzverteilung zu unseren Guns-
ten zu verbessern. Ausserordentlich freut uns auch 
der grosse Anteil an jungen Persönlichkeiten: Es ist 
den Sektionen in vielen Gemeinden gelungen, 
 folgende Junge für den Einstieg in die Kommunal-
politik, sprich für den Einwohnerrat oder die 
 Gemeindekommissionen, zu gewinnen:

In die Gemeindekommission u. a.
–  Für Aesch: Carlo Wolf (1990)
–  Für Arlesheim: Tanja Hauch (bisher, 1987), 

Laurence Lutz (1989), Lisa Söll (1999),  
Melvin Imhof (2000) und Peter Epple (1987)

–  Für Bottmingen: Rémy Frieden (1997) und 
Lucien Dürring (1989)

–  Für Frenkendorf: Cagri Aslan (1993),  
Roy Gradl (1994), Luca Lavina (1991),  
Thomas Schütt (1994) und Jana Stierli (1999)

–  Für Gelterkinden: Pascal Catin (1988)
–  Für Muttenz: Oliver Fischer (1999) und  

Aisha Luisoni (1997)
–  Für Oberwil: Sebastian Binggeli (1999)
–  Für Sissach: Svenja Pichler (1993)
–  Für Therwil: Nik Feigenwinter (2001)

 
In den Einwohnerrat
–  Für Allschwil: Sebastian Hersberger (1987), 

Nico Jonasch (1990), Robin Nüssli (1999), 
Vanessa Petta (1998), Urs Pozivil (bisher, 1988) 
und Lea van der Merwe (bisher, 1992)

–  Für Binningen: Lea Krähenmann (1999),  
Simon Maier (1997), Carole Inäbnit (1999) und 
Sina Keller (2001)

–  Für Liestal: Raphael Buchbauer (1994),  
Adrian Lipkovits (2000), Andrea Scheidegger-
Vogt (1986) und Florian Sennhauser (1995)

–  Für Pratteln: Dominik Bloch (1994), Tobias 
Catalano (1990) und Simona Greco (1996)

–  Für Reinach: Fabia Spiess (bisher, 1987), 
Florian Scheurer (1998), Lucio Sansano (2000) 
und Isabelle Dürr (1993)
Besuchen Sie die Webseiten der Sektionen, um 

sich von unseren Kandidatinnen und Kandidaten 
ein eigenes Bild zu machen.

 Die FDP
 mit viel Potenzial
Gemeindewahlen 2020
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Frenkendorf

Ruth 
Janzi (bisher)

Catherine 
Müller (bisher)

Jürg 
Schärer

Silvia 
Tschudin (bisher)

Matthias 
Ilg (bisher)

Martin 
Glatz

Aesch

Daniel 
Ballmer (bisher)

Stephan 
Hohl (bisher)

Stephan 
Preiswerk

Brigitte 
Vogel

Nicole 
Nüssli (bisher)

Robert 
Vogt (bisher)

Markus 
Eigenmann (bisher)

Arlesheim

Daniel 
Nyffenegger (bisher)

Pascal 
Leumann (bisher) 

Brigitte 
Treyer

Markus 
Gehring (bisher)

Eva Maria 
Bonetti (bisher)

Mike 
Keller (bisher)

Christian 
Caderas

Mélanie 
Krapp (bisher)

Pascal 
Donati

Christof 
Hiltmann (bisher) 

Sacha 
Truffer

Liliane 
Keller (bisher)

Brislach

Michael 
Bächli (bisher)

Hannes 
Niklaus (bisher)

Matthias 
Mundwiler (bisher)

Elisabeth 
Ruff Rudin (bisher)

Remy 
Gröflin (bisher)

Allschwil Arboldswil

Bennwil Binningen

BottmingenBirsfelden

Bubendorf Buckten Ettingen

Füllinsdorf * Giebenach

Reto 
Borer (bisher)

Brislach

Roger 
Gradl (bisher)

Frenkendorf

Stefan 
Degen (bisher)

Gelterkinden

Manuela 
Schällibaum

Pascal 
Jeger (bisher)



Nr. 1  |  24. Januar 20206

Baselland

Thürnen

Pino 
Pellolio (bisher)

Andrea 
Kaufmann (bisher)

Waldenburg *

Regula 
Messerli (bisher)

Oberwil

Ferdinand 
Pulver

Karl 
Schenk-Hügin (bisher)

Käthy 
Zimmermann (bisher)

Stephan 
Burgunder (bisher)

Stephan 
Loew (bisher)

Melchior 
Buchs (bisher)

Röschenz

Dora 
Weissberg (bisher)

Eva 
Schnell

Stephan 
Hersberger (bisher)

Bernhard 
Zollinger (bisher)

Daniel 
Stocker (bisher)

René 
Saner

Ormalingen

Pratteln Reinach

Seltisberg Sissach Therwil

Wolfgang 
Borer

Simon 
Felix (bisher)

Thomas 
Locher

Daniel 
Scholer

Daniela 
Reichenstein

Liestal

Christine 
Kamber (bisher)

Daniel 
Spinnler (bisher)

David 
Meier (bisher)

Markus 
Reich

Alain 
Bai (bisher)

Doris 
Rutishauser (bisher)

Laufen Münchenstein

Muttenz Oberdorf

Hansruedi 
Müller (bisher)

Wintersingen

Münchenstein

Susanne 
Schindler (bisher)

Sven 
Stohler (bisher)

Pfeffingen

Jörg 
Felix

Röschenz

Fredy 
Hofer (bisher)

Thürnen

* Die stille Wahl ist zu Stande gekommen, Urnengang vom 9. Februar 
widerrufen.

Berücksichtigt wurden alle Fotos und Angaben, welche wir von den 
Sektionen und den Kandidaten erhalten haben.

Fadil 
Salkic
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Frühling 2019: Dem Kantonsspital Baselland geht 
es finanziell schlecht. Die Eigenkapitalbasis und 
die erwirtschafteten Mittel (Ebitda) reichen nicht 
aus, um mittelfristig die nötigen Investitionen zu 
stemmen. Das gescheiterte Fusionsprojekt absor-
bierte viele Ressourcen und trug zu inneren Unsi-
cherheiten bei, was sich auch in einer grossen per-
sonellen Fluktuation und in starker Verunsicherung 
der zuweisenden Ärzteschaft niederschlug. Kurz-
um, nach der Fusionsabstimmung vom Februar 
2019 war dringender Handlungsbedarf seitens der 
strategischen Führung angezeigt, das schlingernde 
Spital wieder auf Kurs zu bringen. Gerne hätte die 
FDP Baselland gleich nach der Fusionsabstimmung 
den «Plan B» auf dem Tisch liegen sehen, den gab 
es aber nicht. Leider verloren so das Unternehmen 
und der Kanton als Eigner wertvolle und kostspie-
lige Monate – die zu weiteren Unsicherheiten im 
Unternehmen führten – bis nun im November 2019 
über die neue Strategie entschieden werden konnte.

Nachdem der KSBL-Verwaltungsrat im Juni der 
Baselbieter Regierung einen ersten Variantenfächer 
vorstellte, war klar, dass die Tragfähigkeit einer 

neuen Strategie auch zeitnah durch den Landrat 
unterstützt werden muss. Dies, falls man nicht ris-
kieren wollte, die Zukunft des Spitals durch politi-
sche Interventionen und Diskussionen, vielleicht 
sogar Referendumskämpfe, zu gefährden. Die Zeit 
drängte, lange politische Auseinandersetzungen 
wären Gift, mit unabsehbaren Folgen für den Kan-
ton, Mitarbeitende und Patienten.

Die zuständige Volkswirtschafts- und Gesund-
heitskommission (VGK) begleitete ab August die 
Evaluationsphase, nahm Einsicht in die Varianten 
und deren Beurteilungen und schätzte die Rahmen-
bedingungen für eine rasche Umsetzung ein. Im 
Vordergrund standen folgende Prämissen:

1. Der Zeitfaktor für die Stabilisierung des 
KSBL als Unternehmen ist prioritär.

2. Die adäquate Gesundheitsversorgung der Ba-
selbieter Bevölkerung muss gewährleistet bleiben.

3. Keine weitere finanzielle Beteiligung des 
Kantons – das KSBL muss sich als Unternehmen 
langfristig selbständig finanzieren.

4. Standorte und Angebot richten sich nach der 
Strategie.

5. Das KSBL muss flexibel bleiben, sich künfti-
gen Entwicklungen rasch anzupassen.

Die nun gewählte Strategie «Fokus» birgt nach 
Auffassung des Verwaltungsrats des KSBL, der 
 Regierung, der VGK und auch des Landrats die 
 wenigsten Risiken und kann vor allem ab sofort in 
Angriff genommen werden. Neu sollen Liestal und 
Bruderholz mit einem jeweils eigenständigen An-
gebotsprofil zwei unabhängige Standorte inklusive 
Notfall werden. Das Bettenhochhaus Bruderholz 
wird rückgebaut. In Laufen wird das stationäre An-
gebot abgebaut und ein modernes, zukunftsorien-
tiertes privat-öffentlich getragenes Laufentaler 
Gesundheitszentrum erstellt. Die Risiken auf finan-
zieller, politischer, unternehmerischer, planerischer 
und Reputations-Seite sind nach eingehender 
 Prüfung zu hoch, um einen – zugegebenermassen 
in vielerlei Hinsicht attraktiven – Neubau auf grü-
ner Wiese zu rechtfertigen. Ein solches Bauwerk 
wäre frühestens in 12 bis 15 Jahren bezugsbereit, 
und niemand weiss, wie sich die Spitalversorgung 
und das Gesundheitswesen bis dann entwickeln 
werden. Die demokratischen Prozesse könnten zu-
dem den Baubeginn um Jahre verzögern. Auch die 
finanziellen Mittel wären nicht ohne Hilfe des Kan-
tons zu erbringen gewesen. Stattdessen werden im 
Perimeter um das KSBL Liestal nun Platzreserven 
geschaffen, um Zukunftsoptionen offenzuhalten.

Die FDP-Fraktion stützte nach intensiver Dis-
kussion die Meinung, dass die beabsichtigte Sanie-
rungsstrategie aus heutiger Sicht politisch und 
unternehmerisch alternativlos ist. Sie stimmte da-
her dem Neustart des KSBL und der nötigen 
 Umwandlung der Kantonsdarlehen im Umfang von 
153 Millionen Franken in Eigenkapital zu. Dies 
schafft die Voraussetzungen, auf dem Kapitalmarkt 
die nötigen Mittel für Investitionen zu beschaffen. 
Ein Einschuss von Geldern vom Kanton entfällt. 
Skeptisch hingegen schaut die FDP auf den Bereich 
«Orthopädie», wo nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass durch die angestrebte Kooperation mit 
der Hirslandenklinik «Birshof» ein regionales 
Überangebot bestehen bleibt. Dies wird zu beob-
achten bleiben.

Wird das KSBL wieder finanziell stabil, können 
später auch neue Möglichkeiten für dessen mittel- 
bis langfristige Zukunft geprüft werden. Die inten-
siven Diskussionen um die Entwicklung des 
schweizerischen Gesundheitswesens bleiben span-
nend. Ob Kantone überhaupt noch Spitäler betrei-
ben, bis zu erweiterten strategischen Kooperatio-
nen oder Zusammenschlüssen zu regionalen Zent-
ren, wird offen sein. Alle Optionen sind jedoch nur 
möglich aus einer stabilen Position des Unterneh-
mens KSBL heraus. Die nötigen Weichen hierzu 
haben die politischen Gremien nun gestellt.

Sven Inäbnit, Landrat FDP und Mitglied der 
Volkswirtschafts- und Gesundheitskommission

 Sanierungsstrategie
 wiederspiegelt Realität
Kantonsspital Baselland
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FDP Baselland

Neujahrsapéro bei der Tiba AG
Januar – der lange Monat einer scheinbar endlosen 
Reihe von Neujahrsapéros. Der Veranstaltungsma-
rathon ist Pflicht und eine gute Gelegenheit, Kon-
takte zu pflegen und auf das neue Jahr anzustossen. 
Auch die FDP Baselland lud am Dienstag, 15. Janu-
ar, zum Neujahrsapéro 2020 ein, der in den Räum-
lichkeiten der Tiba AG in Bubendorf stattfand.

Das Akronym «Tiba» steht übrigens für «Titter-
ten» und «Baselland» und bezeichnet den Grün-
dungsstandort der im Jahre 1848 gegründeten 
 Firma. Geschäftsführer Lukas Bühler und Partei-
präsidentin Saskia Schenker empfingen die grosse 
Menge an Freisinnigen, mehr als 170 an der Zahl, 
in den Tiba-Räumlichkeiten in Bubendorf. 

Lukas Bühler präsentierte die faszinierende Ge-
schichte des Unternehmens, welches sich seit sei-
ner Gründung immer wieder an die sich ändernden 
Konsumbedürfnisse anpassen und die unternehme-
rische Flexibilität bewahren musste. Heute produ-
ziert die ursprünglich als mechanische Werkstätte 
gegründete Tiba ihre Produkte bis ins ferne Japan, 
darunter auch CO2-neutrale Heizungssysteme.

Anschliessend richtete Saskia Schenker das Wort 
an die Baselbieter Freisinnigen – darunter  einige 
Exponenten aus der Stadt, die den Weg nach Buben-
dorf gefunden hatten. In ihrer zum Nachdenken an-
regenden Rede analysierte sie den vorherrschenden 
politischen Diskurs, in welchem das Wort «Eigen-

verantwortung» heute beinahe verpönt ist und ab-
gelöst wird durch moralische Selbstdarstellung.

Nach den Grussadressen genossen die Freisinni-
gen die gemütliche Atmosphäre im Ausstellungs-
raum der Tiba, wobei sie sich einen vorzüglichen 
Risotto und schmackhafte Apérohäppchen schme-
cken lassen konnten. An dieser Stelle sei der Tiba 
AG ein herzlicher Dank ausgesprochen für die Ein-
ladung in ihre Räumlichkeiten und das Offerieren 
des Getränke-Apéros! Es freut mich, dass so viele 
Freisinnige den Weg nach Bubendorf gefunden 
 haben und mit uns einen Abend mit lebendigem 
Austausch und guten  Gesprächen verbringen konn-
ten. Es bleibt mir nur noch, Ihnen alles Gute für das 
Jahr 2020 zu wünschen und Ihnen für Ihr Engage-
ment für die freisinnige Sache zu danken.

Naomi Reichlin, Vize-Präsidentin FDP Baselland

Volles Haus bei der Tiba AG in Bubendorf.

Parteipräsidentin Saskia Schenker bedankt sich bei 
Wahlkampfleiter Ferdinand Pulver.

Die Jungfreisinnigen Baselland im Einsatz.

Regierungsrätin Monica Gschwind im Gespräch.

Mann und Frau, Oberbaselbiet und Unterbaselbiet …

Geschäftsführer Lukas Bühler: «Politik schafft 
Investionssicherheit.»

Gute Gespräche bei toller Atmosphäre.

… alle waren sich einig: Wir starten gestärkt ins 2020.
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Geschätzte Freisinnige

Wir Jungfreisinnigen wollen allen Schweizerinnen 
und Schweizern eine sichere Rente ermöglichen. 
Dies ist mit dem aktuellen Stand der AHV in abseh-
barer Zukunft nicht mehr möglich. Während 1950 
noch sieben Erwerbstätige eine AHV-Rente finan-
ziert haben, sind es heute nur noch vier und im Jahr 
2040 werden es nur noch zwei sein. Die steigenden 
AHV-Ausgaben müssen somit von immer weniger 

Berufstätigen getragen werden, und die AHV 
schreibt dadurch Verluste. In 25 Jahren wird der 
Verlust voraussichtlich 18,5 Milliarden Franken 
 betragen. Es muss sich dringend etwas ändern! 

Deshalb haben wir Jungfreisinnige eine Renten-
initiative lanciert, die ich Ihnen in diesem Beitrag 
vorstellen werde. Wir freuen uns sehr, wenn Sie 
unsere Initiative unterschreiben und uns den vor-
frankierten Unterschriftenbogen per Post zurück-
senden. Ich bedanke mich im Namen der Jungfrei-

sinnigen Baselland schon im Voraus herzlich für 
Ihre Mithilfe. Für Fragen oder Anregungen stehe 
ich Ihnen sehr gerne per Mail unter hello@lucio-
sansano.ch zur Verfügung. 

Lucio Sansano, Vorstandsmitglied JFBL,  
Einwohnerratskandidat FDP Reinach

 Sichere Renten,
 auch in Zukunft
Unterschreiben Sie unsere Renteninitiative!

Renteninitiative

Eine nachhaltige Lösung für unser Rentensystem
Mit unserer Renteninitiative möchten wir zunächst 
das Rentenalter der Frauen demjenigen der Männer 
anpassen und anschliessend in zwei Monatsschrit-
ten auf 66 Jahre erhöhen. So stünden wir im Jahr 
2032 beim Rentenalter 66/66. In einem nächsten 
Schritt wird das Rentenalter an die Lebenserwar-
tung gekoppelt. Steigt die Lebenserwartung weiter-
hin an, erhöht sich auch das Rentenalter. Momen-
tan steigt die Lebenserwartung um 50 Tage jähr-
lich. Unsere Initiative erhöht hierbei das Renten-
alter um 80 Prozent der gestiegenen Lebenserwar-
tung, also bei heutigem Stand um 40 Tage pro Jahr. 
So wollen wir mit einer nachhaltigen Reform 
 garantieren, dass wir mindestens 20 Prozent unse-
res Lebens im Ruhestand verbringen können. Bei 
einem gleichbleibenden Anstieg der Lebenserwar-
tung würde das Rentenalter dementsprechend alle 
neun Jahre um ein Jahr erhöht werden. Ferner 
schaffen wir mit diesem Mechanismus eine Lö-
sung, die das Problem – beispielsweise ganz im 
Gegensatz zu einer Steuererhöhung – an der Wur-
zel anpackt, damit wir in 30 Jahren nicht wieder 
vor denselben Problemen stehen. Um Planungs-
sicherheit zu ermöglichen, wird das Rentenalter 
jeweils fünf Jahre vor der Pensionierung bekannt-
gegeben, sodass künftige Rentnerinnen und Rent-
ner frühzeitig ihren Ruhestand planen können. 
Zudem darf das Rentenalter pro Jahr um maximal 
zwei Monate steigen. 

Mission Impossible?  
Ein Blick über die Grenzen
Die Schweiz hat es bisher verpasst, strukturelle Re-
formen umzusetzen. Doch wie handeln andere Län-
der? Fast alle westeuropäischen Länder erhöhen 
das Rentenalter bis 2030 auf 67 oder gar 68 Jahre, 
um ihre Altersvorsorge zu sichern. Wir gehen nicht 
ganz so weit: Mit einer Erhöhung des Rentenalters 

um zwei Monate pro Jahr holen wir aber Verpasstes 
nach und erreichen bis 2032 das Rentenalter 66. 
Auch die anschliessende Kopplung an die Lebens-
erwartung ist nichts Neues: Länder wie Dänemark 
oder die Niederlande haben diesen Weg bereits mit 
Erfolg eingeschlagen. Mit dieser schrittweisen Er-
höhung des Rentenalters sichern wir die AHV auch 
für künftige Generationen.

Lucio Sansano
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Petra Gössi ist auch nach vier Jahren an der Spitze der FDP noch hungrig.  
Im grossen Interview spricht sie über den Umgang mit Stress, ihre Pläne mit 
der FDP und die Sorgen der Menschen. 

Petra Gössi, Parteipräsidentin zu sein, ist ein Ver-
schleissjob. Sie wirken gar nicht müde. Dabei waren 
die letzten vier Jahre alles andere als ruhig. Stimmt, 
langweilig wurde es mir nie (lacht). Dass wir etwa 
bei den Volksabstimmungen so oft gewonnen  haben, 
war auch das Ergebnis viel harter Arbeit. Hinzu 
 kamen zwei Bundesratswahlen und diverse Gross-
projekte. Aber die Arbeit macht mir viel Freude. 

Sie werden im April erneut als Parteipräsidentin an-
treten. Was motiviert Sie dazu? Ich spüre noch im-
mer ein Feuer, die Zukunft dieser Partei zu gestal-
ten. Wenn das nicht mehr vorhanden wäre, wäre ich 
nicht mehr angetreten. Ich bin aber auch überzeugt, 
dass wir als FDP, als liberale Kraft, in den kom-
menden Jahren gemeinsam noch viel erreichen 
können. Die Wahlen mögen kurzfristig ein Dämp-
fer gewesen sein. Aber ich bin überzeugt: Die FDP 
ist auf gutem Weg.

Sie haben es angetönt: Vor den Wahlen war die FDP 
lange auf dem Erfolgspfad, musste aber in den Wah-
len 2019 teilweise schmerzliche Verluste hinneh-
men. Was hat die Partei falsch gemacht? Ja, die 
Verluste schmerzen. Wir sind im Moment daran, 
die Ergebnisse der Wahlen im Detail bis April auf-
zuarbeiten und den zuständigen Gremien zu prä-
sentieren. Einiges kann ich jetzt schon festhalten: 
Die mediale Debatte ging komplett neben den Prio-
ritäten der Bevölkerung vorbei und hat zu einem 
monothematischen Wahlkampf geführt. Dies hat 
uns geschadet. Dann konnten wir aber auch nicht 
überall gleich gut mobilisieren. In einigen Kanto-
nen gelang es, ein liberales Feuer zu entfachen – 
etwa in Fribourg, wo es Johanna Gapany in den 
Ständerat schaffte. Es gab aber leider auch zu viele 
negative Beispiele. Und wenn schlecht mobilisiert 
wird, kann man nicht gewinnen. Das zeigt einmal 
mehr: Wir müssen auf die Strasse, zu den Men-

schen und mit ihnen sprechen. Wir müssen wieder 
kämpferischer werden.

Wahlanalysen zeigen, dass die Rückbesinnung auf 
eine liberale Umweltpolitik richtig gewesen ist. Hät-
te es das vielleicht früher gebraucht? Dass es Hand-
lungsbedarf in diesem Themenbereich gibt, war 
schon länger klar. Idealerweise hätte man den 
 Beschluss, die Basis mit einer Umfrage einzube-
ziehen, schon früher gefällt. Wegen zwei Bundes-
ratswahlen und einer wichtigen Abstimmung zur 
Altersvorsorge konnten wir dieses enorm aufwen-
dige Projekt aber nicht früher in Angriff nehmen. 
Doch lieber spät als nie, denn ohne eine belastbare, 
demokratisch abgestützte Position in der Umwelt-
politik wäre es schlimmer für uns gekommen. Nun 
konnten wir grössere Wählerverluste verhindern. 
Wir konnten sogar mehr Neuwähler hinzugewin-
nen als 2015. 

Die Themen Umwelt, Klima und Energie dürften 
wichtig bleiben. Ist die FDP für 2023 besser aufge-
stellt? Wir müssen den Menschen in jedem The-
menbereich liberale Lösungen bieten. Die Rück-
besinnung auf unsere liberale Umweltpolitik ist 
eine Investition in die Zukunft. Daher ja, wir sind 
für die Zukunft besser aufgestellt. Sorgen bereitet 
mir eher das grössere Bild: Mit der Wahl 2019 ist 

 «Ich will Aufbruch»
Grosses Interview mit Petra Gössi
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die Parteienlandschaft noch fragmentierter und 
polarisierter geworden. Damit wird die Mehrheits-
findung schwieriger. Zudem war nicht gut, dass die 
Parteien im Umfeld der «grünen Welle» in der öf-
fentlichen Diskussion mit anderen Themen nicht 
durchdringen konnten.

Sie sagen, es sei schwierig gewesen, im Wahljahr 
mit anderen Themen als Umwelt und Klima medial 
durchzudringen. Erfüllen die Medien ihre Rolle 
noch? Die Frage ist, was mit den Medien als vierte 
Gewalt im Staat heute passiert. Das ist kein Angriff 
auf den Journalismus oder eine Kritik an der Arbeit 
vieler Journalisten, aber es findet eine Strukturver-
änderung statt. Die Leute lesen weniger Zeitung, 
hören weniger Nachrichten, schauen weniger «Ta-
gesschau» – insbesondere junge Menschen. Wir als 
Partei müssen uns fragen, wie wir mit unseren In-
halten wieder die breite Bevölkerung erreichen – 
auch diejenigen, die sich nicht mehr über die Me-
dien informieren. Nur so kann die Demokratie 
ihren Zweck erfüllen.

Wohin wollen Sie mit der FDP in den kommenden 
Jahren? Ich will, dass wir für die grossen Heraus-
forderungen unseres Landes tragfähige Lösungen 
finden: den Wirtschaftsstandort, die Sozialwerke 
und das Gesundheitswesen sowie die Umwelt und 
das Klima. Dazu will ich eine Aufbruchstimmung 
in unserer Partei wecken. Ich will die liberalen 
Kämpferinnen und Kämpfer aktivieren. Wir Frei-
sinnige und all unsere Exponenten müssen für 
unsere Überzeugungen und liberalen Positionen 
noch klarer hinstehen und kämpfen. In einem Wort: 
Ich will Aufbruch.

Werden wir konkreter. Altersvorsorge, Gesund-
heitskosten, Beziehungen zur EU: Es herrschen Re-
formstau und Blockade. Wie ist es möglich, wieder 
Bewegung ins System zu bringen? Bei den Sozial-
werken und im Gesundheitswesen müssen wir 
einen breiten Konsens finden, wie wir das alles 
 finanzieren. Die Linke sagt auch bei den Gesund-
heitskosten immer: Der Staat muss zahlen. Was sie 
damit tatsächlich meint, ist: Die Steuerzahler, wir 
alle, zahlen das. Die CVP-Initiative taugt nicht viel 
mehr: Sie benennt zwar ein Problem, aber schlägt 
absolut keine Lösungen vor. Wir haben 2019 ein 
erstes Papier vorgelegt entlang der Leitlinie Quali-
tät–Effizienz–Eigenverantwortung. Und wir wer-
den in nächster Zeit nachlegen.

Auch im Bereich der Altersvorsorge muss rasch 
gehandelt werden, und auch hier haben wir Lösun-
gen. Wir müssen endlich die strukturellen Proble-
me angehen und reinen Wein einschenken. Auch 
das ist eine Frage der Generationengerechtigkeit. 
Wir müssen auf Neudeutsch «out of the box» den-
ken und uns nicht vor unbequemen Diskussionen 
fürchten, genau wie das Philipp Müller gemacht 

hat, als er die Idee der Abschaffung des Renten-
alters letzten Herbst vorgebracht hat.

Dann müssen wir uns auch bewusst sein, dass 
unser Wohlstand in der Schweiz nicht gottgegeben 
ist. Ein selbstbestimmtes Leben führen kann nur, 
wer auch einen Job hat. International verdüstert 
sich die Lage. Wenn wir den Wirtschaftsstandort 
Schweiz stark halten wollen, müssen wir uns um 
Bildung und Forschung, Aussenhandelspolitik, Mi-
gration, moderne Arbeitsplatzmodelle und die Be-
ziehungen zur Europäischen Union kümmern. 

Im Bereich Klima und Umwelt ist klar: Wir 
wollen auch in Zukunft eine Lebensgrundlage haben 
und dürfen nicht Klima, Umweltschutz und Energie-
bedarf gegeneinander ausspielen. Wir haben unsere 
Vorschläge präsentiert und werden konsequent wei-
terarbeiten, um zu verhindern, dass unter dem grü-
nen Vorwand plötzlich rote Rezepte eingeführt wer-
den. Die Grünen wollen erneuerbare Energien, weh-
ren sich aber gegen einen Ausbau der Wasserkraft 

oder gegen neue Windräder. Will man die Energie-
wende, muss man auch ehrlich sein. Oder man gibt 
einfach zu, dass man zurück in die Steinzeit will. 

Die FDP hat 2019 erstmals systematisch und im 
grossen Stil Door-to-door-Wahlkampf betrieben. Sie 
waren einige Male selbst unterwegs. Hat sich die 
Methode ausgezahlt? Wie geht es mit dem Team 
FDP weiter? Der Haustürwahlkampf steht für das, 
was ich vorher erwähnte: Aufbruch. Mit den Leu-
ten sprechen. Kämpfen. Wir haben 2019 damit 
 begonnen, aber wir werden das Instrument noch 
verfeinern und noch breiter einsetzen. Noch sind 
wir daran, die Analysen zu erstellen. Aber die 
Rückmeldungen sagen von allen Seiten: Es hat sich 
gelohnt. Der direkte Kontakt kommt bei der Be-
völkerung gut an und erlaubt uns, die Probleme der 
Menschen besser zu verstehen und schneller zu er-
kennen. Das deckt sich übrigens völlig mit meinen 
persönlichen Erfahrungen.

«Wir Freisinnige müssen für unsere 
Überzeugungen und liberalen Positionen noch 
klarer hinstehen und kämpfen. In einem Wort: 
Ich will Aufbruch.»

«Ich wünsche mir für die nächsten Jahre einen kämpferischen Freisinn»: Petra Gössi bei ihrer Rede an der DV  
in Schindellegi SZ.
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Fokus Altersvorsorge: AHV

Die Renteninitiative der Jungfreisinnigen will mittelfristig das Rentenalter 66 
für beide Geschlechter und langfristig eine Koppelung des Rentenalters an die 
Lebenserwartung. Damit sichert sie die Renten der Zukunft. 

Ein neues Jahr bietet Anlass, Vorsätze zu fassen, 
Hoffnungen zu schöpfen, aber auch Wünsche zu 
verspüren. Mein Neujahrswunsch ist, dass das Jahr 
2020 zum Jahr der Altersvorsorge wird. Es ist 
 bekannt: Die Altersvorsorge bleibt laut einer Um-
frage der Credit Suisse die grösste Sorge von uns 
Schweizerinnen und Schweizern. Die Bevölkerung 
erwartet von der Politik nachhaltige Lösungen. Es 
erstaunt deshalb nicht, dass die letzten eidgenössi-
schen Vorlagen – es sei hier an die AHV-plus-Ini-
tiative und das Reformpaket «Altersvorsorge 
2020» erinnert – an der Urne Schiffbruch erlitten 
haben. Wir Jungfreisinnige haben bei beiden Vor-
lagen gemeinsam mit der FDP an vorderster Front 
für ein Nein gekämpft – und damit Schlimmeres 
verhindern können. Aber nicht nur das: Es ist uns 
auch gelungen, insbesondere den Sorgen der jünge-
ren Generationen gebührend Gehör zu verschaffen.

Die Jungfreisinnigen übernehmen  
Verantwortung 
Die Ausgangslage ist bekannt: Die erste Säule ist 
seit längerem defizitär. In etwa 20 Jahren geht der 
AHV das Geld aus (siehe Grafik). Wir müssen sie 
deshalb reformieren, sodass alle Generationen eine 
Chance auf eine anständige Rente haben. Wir Jung-
freisinnige haben im Bestreben, die Renten der Zu-
kunft langfristig zu sichern, vor gut zweieinhalb 
Monaten unsere Renteninitiative lanciert. Diese 
Volksinitiative sieht im Wesentlichen vor, dass das 
Rentenalter für beide Geschlechter gleich ist. Um 
die höheren Ausgaben aufgrund der steigenden Le-
benserwartung in der AHV zu finanzieren, soll das 
Rentenalter um jeweils 2 Monate pro Jahr angeho-
ben werden, bis es mittelfristig das Rentenalter 66 
erreicht hat. Langfristig soll das Rentenalter sodann 
an die Lebenserwartung gekoppelt werden. 

Problem an der Wurzel packen 
Die Initiative der Jungfreisinnigen bietet aus 
zweierlei Gründen einen echten Ansatz zur Lösung 
der finanziellen Probleme unseres wichtigsten 
 Sozialwerkes: Zum einen setzt die Initiative auf 
die schrittweise Erhöhung des Rentenalters. Damit 
setzen wir beim entscheidenden Grund für die 
 finanzielle Schieflage des Systems an: Wir werden 
immer älter. Unser Vorschlag sorgt dafür, dass die 
unvermeidlichen Zusatzkosten aus der höheren 
 Lebenserwartung fairer auf alle Generationen ver-
teilt werden. Zum anderen bietet die Initiative mit 
der Koppelung des Rentenalters an die Lebens-
erwartung eine nachhaltige Lösung, weil sie damit 
zusätzliche – und oftmals wenig weitsichtige – 
Hauruckübungen zur kurzfristigen Sicherung der 
strukturellen Finanzierungsprobleme unnötig 
macht. 

Ihre Unterstützung ist wichtig 
Unsere Volksinitiative zielt auf die nachhaltige 
 Sicherung unserer Renten ab. Die Unterschriften-
sammlung verläuft bislang gut. Unsere Mitglieder 
sind hochmotiviert und regelmässig auf den Stras-
sen und an Veranstaltungen anzutreffen. Es ist sehr 
zu hoffen, dass unsere Renteninitiative zustande 
kommt und sich die Bevölkerung mit einer wirk-
lich nachhaltigen Reform der Altersvorsorge aus-
einandersetzen kann. Dafür sind wir auf ihre wert-
volle Unterstützung angewiesen: Unterschreiben 
Sie noch heute den Initiativbogen. Erklären Sie 
Freunden und Bekannten, wofür unsere Initiative 
steht. Setzen wir uns gemeinsam ein für eine lang-
fristig stabile Finanzierung der Altersvorsorge – 
vielen Dank! 

Matthias P. A. Müller 
Präsident Jungfreisinnige Schweiz

 Renten der Zukunft
 sichern
Renteninitiative der Jungfreisinnigen – ein Lichtblick

Quelle: BSV / eigene Berechnungen
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Fokus Altersvorsorge: AHV

Die AHV ist unsere wichtigste Sozialversicherung und gewährleistet eine 
Grundsicherung im Alter. Ihre Stabilität ist jedoch gefährdet. Zum einen 
werden wir immer älter und beziehen länger eine Rente. Zum anderen sinkt 
der Anteil der erwerbstätigen Bevölkerung, die die AHV mit Lohnanteilen 
finanziert. Die jüngere Generation wird damit immer stärker belastet. Die 
Debatte um die Altersvorsorge 2020 und die Diskussion um die Sanierung der 
AHV haben jedoch die Jungen für das Problem sensibilisiert. Die Renten-
initiative der Jungfreisinnigen zeigt den richtigen Weg auf, wie wir unser 
Rentensystem an die demografischen Gegebenheiten anpassen können.

Die FDP befürwortet eine dreistufige Reform der 
AHV: Eine kurzfristige Atempause verschafft ihr 
die Zusatzfinanzierung, welche mit der Annahme 
der AHV-Steuervorlage (STAF) beschlossen wur-
de. Die mittelfristige Sicherung der Finanzierung 
der AHV muss über die AHV21-Vorlage erfolgen, 
die der Bundesrat vorgelegt hat, wobei diese im 
Parlament noch anzupassen ist. Wichtige Elemente 
sind die Angleichung des Rentenalters von Mann 
und Frau und eine massvolle Erhöhung der Mehr-
wertsteuer. Schliesslich muss bis zum Ende der 
laufenden Legislatur eine strukturelle, d. h. echte 
Reform der AHV aufgegleist werden. Denkbar sind 

die Einführung einer Schuldenbremse in der AHV 
oder die Anhebung des Rentenalters, um dieses mit 
der Entwicklung der Lebenserwartung in Einklang 
zu bringen. Hier setzt die Initiative der Jungfrei-
sinnigen an. Denn wollen wir die AHV nachhaltig 

sichern, müssen wir sie den veränderten Gegeben-
heiten anpassen. 

Fundamente geraten ins Wanken
Der demografische Kontext hat sich seit Mitte des 
letzten Jahrhunderts radikal verändert. Unsere 
 Lebenserwartung ist von 75,7 (Frauen) bzw. 69,7 
Jahren (Männer) im Jahr 1967 auf 85,4 bzw. 81,4 im 
Jahr 2017 gestiegen. Dies ist erfreulich für uns alle, 
bedeutet aber auch, dass wir entsprechend länger 
eine Rente beziehen als noch bei der Einführung der 
AHV. Aufgrund tieferer Geburtenraten verschlech-
tert sich zudem das Verhältnis von erwerbstätiger 
Bevölkerung zu Rentnern. Im Jahr 1948 betrug das 
Verhältnis von Erwerbstätigen und Rentnern 6,5:1. 
Im Jahr 2019 kamen noch 3,4 Erwerbstätige auf 
einen Rentner, und 2050 werden zwei Erwerbstätige 
für einen Rentner aufkommen müssen. Die Genera-
tionensolidarität wird damit stark strapaziert. Bereits 
seit 2014 reichen die jährlichen Zuflüsse nicht mehr 
aus, um die Ausgaben der AHV zu decken. Geht es 
so weiter, wird der AHV-Fonds bis 2034 leer sein.

Das Tabu muss fallen
Angesichts dieser Zahlen ist die FDP nicht bereit, 
die Anhebung des Rentenalters zu tabuisieren. Eine 
erste Anpassung im Rahmen der AHV21-Reform, 
mit der Harmonisierung des Rentenalters auf 65 
Jahre, ist unerlässlich. Ohne zusätzliche strukturel-
le Massnahmen wird unser Rentensystem jedoch 
sein zentrales Versprechen nicht einlösen können. 
Dass die Jungfreisinnigen mit ihrer Initiative die 
Diskussion nun lancieren, ist sehr zu begrüssen. Sie 
zeigen auf, wie das Rentenalter entpolitisiert und 
an klare Kriterien gebunden werden kann. 

Renteninitiative ist begrüssenswert
Eine sichere Altersvorsorge ist eines der wichtigs-
ten Anliegen der Schweizerinnen und Schweizer. 
Eine nachhaltige Sanierung der AHV ist deshalb ein 
Gebot der Stunde. Wer während seines gesamten 
Erwerbslebens Beiträge leistet, muss auch in Zu-
kunft mit einer angemessenen Rente rechnen kön-
nen. Die Babyboomer-Generation erreicht jetzt das 
Rentenalter, und wir stehen an einem Wendepunkt. 
Ich begrüsse es sehr, dass die Jungfreisinnigen die-
ses Problem angehen und eine gleichzeitig einfache 
wie vernünftige Lösung vorschlagen, nämlich das 
Rentenalter an die Lebenserwartung zu koppeln. 

Regine Sauter, Nationalrätin ZH

 «Ich begrüsse
 die Renteninitiative»
Ein Kommentar

«Die Jungfreisinnigen lancieren die längst fällige 
Diskussion darüber, wie das Rentenalter an klare 
Kriterien gebunden werden kann.»
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Fokus Altersvorsorge: BVG

Die berufliche Vorsorge muss rasch reformiert werden. Dabei gilt es,  
die Kosten im Griff zu halten. Und es ist konsequent auf systemfremde 
Umverteilungen zu verzichten, so der Gewerbeverband. 

Der heutige BVG-Mindestumwandlungssatz von 
6,8 Prozent kostet die Aktiven sehr viel Geld und 
gefährdet die Vorsorgeeinrichtungen. Eine rasche 
Senkung ist unumgänglich. Dies führt im BVG-
Obligatorium zu sinkenden Renten. Diese Einbus-
sen gilt es zu kompensieren.

Vorschlag des Gewerbeverbandes
Der Schweizerische Gewerbeverband sgv hat dem 
Bundesrat einen Reformvorschlag unterbreitet. Bei 
jährlichen Mehrkosten von 1,3 Milliarden Franken 
sieht dieser eine weitgehende Kompensation der 
Renteneinbussen vor. Auch der Pensionskassenver-
band ASIP hat ein valables Modell erarbeitet. Die-

ses ist mit Mehrkosten von 2 Milliarden Franken 
teurer, geht dafür aber auch einen Schritt weiter, 
indem es eine noch stärkere Senkung des Mindest-
umwandlungssatzes propagiert. 

Zusatzrenten mit der Giesskanne
Leider hat sich der Bundesrat für den mit Abstand 
teuersten Lösungsansatz entschieden: Über 3 Mil-
liarden Franken jährliche Mehrkosten verursacht 
das vom Arbeitgeberverband unterstützte Modell 
der Gewerkschaften. Dieses sieht neben eigentli-
chen Kompensationsmassnahmen neu monatliche 
Zusatzrenten von bis zu 200 Franken vor, die nach 
dem Giesskannenprinzip an alle Neurentner zu ver-
teilen wären. Diese Zusatzrenten würden die 
 Reform gewaltig verteuern und zu einer Sozialisie-
rung der 2. Säule führen. Das bewährte Drei-Säu-
len-Prinzip würde zerstört. 

Junge haben das Nachsehen
Zur Finanzierung der Zusatzrenten müsste ein zu-
sätzliches halbes Lohnprozent eingefordert wer-
den. Das schwächt die Kaufkraft der Konsumentin-
nen und Konsumenten, mildert unseren Wohlstand 
und gefährdet Arbeitsplätze. Hauptleidtragende 
wären erneut die Jungen. Diese müssten das Sys-
tem am längsten mitfinanzieren, erhielten wegen 
der geforderten degressiven Ausgestaltung der Zu-
satzrenten später aber bloss noch Brosamen.

Renteninitiative liegt goldrichtig
Eine Umverteilung in der 2. Säule ist systemwidrig. 
Der soziale Ausgleich soll in unserer Altersvor-
sorge wie bis anhin über die AHV erfolgen. In der 
2. Säule muss dagegen weiterhin das Einlageprin-
zip gelten. Zusatzrenten stellen einen ersten Schritt 
in Richtung Einheitskasse oder Volksrente dar und 
sind daher entschieden abzulehnen. Die berufliche 
Vorsorge darf nicht zu einer Parallel-AHV umfunk-
tioniert werden.

Langfristig führt kein Weg an einer generellen 
Erhöhung des Rentenalters vorbei. Die Volksinitia-
tive der Jungfreisinnigen liegt daher goldrichtig.

Hans-Ulrich Bigler 
Direktor Schweizerischer Gewerbeverband sgv

Reformvorschläge für die 2. Säule: Das sagt die FDP
Die Sozialpartner wurden 2018 vom Bundesrat beauftragt, gemeinsam einen Reform-
vorschlag für die 2. Säule zu präsentieren, was die FDP ausdrücklich begrüsst hatte.  
Leider sind sie sich nicht alle einig. Auf Basis der Mehrheitsvariante von Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverband hat der Bundesrat vor Weihnachten einen Vorentwurf in die 
 Vernehmlassung geschickt. Die FDP begrüsst weite Teile der vorgeschlagenen Massnahmen, 
jedoch bestehen beim Kompensationsmodell – dem Rentenzuschlag – Fragezeichen. 

Der Vorschlag von Gewerkschaften und Arbeit-
geberverband enthält durchaus positive Elemente. 
Die Senkung des Umwandlungssatzes auf 6 Pro-
zent mildert die systemwidrige Umverteilung von 
Jung zu Alt. Die vorgeschlagenen angeglichenen 
Altersgutschriften entsprechen dem Modell der 
FDP, das im Rahmen der parlamentarischen Bera-
tungen der Reform AV2020 von der Mitte-links-
Mehrheit abgelehnt worden war. Ältere Arbeit-

 BVG-Reform ohne teures

 Umverteilungsmonster
Reform 2. Säule: Vorschlag Gewerbeverband
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Fokus Altersvorsorge: BVG

Der austarierte Sozialpartnerkompromiss stabilisiert und modernisiert  
die zweite Säule. Die berufliche Vorsorge braucht diese Reform so rasch  
als möglich, sagt der Arbeitgeberverband.

Niemand würde das eigene Haus auf Treibsand 
bauen. Hält der Boden nicht, dann halten auch die 
stärksten Mauern nicht. Genau dieses Szenario 
droht der Altersvorsorge im Allgemeinen und der 
beruflichen Vorsorge im Speziellen, wenn es nicht 
bald zu Reformen kommt. Wir bauen auf zuneh-
mend morschem Fundament, denn die obligatori-

sche berufliche Vorsorge (BVG) krankt an überhöh-
ten Rentenversprechen.

Kompromiss korrigiert strukturelle Defizite
Um diesem Missstand Einhalt zu gebieten, haben 
der Gewerkschaftsbund, Travail.Suisse und der 
Arbeitgeberverband (SAV) zusammen den Sozial-

partnerkompromiss erarbeitet. Der Bundesrat hat 
kürzlich auf dieser Basis ein Vernehmlassungs-
verfahren gestartet. Der Kompromiss korrigiert die 
gröbsten strukturellen Defizite: Erstens wird das 
Rentenniveau trotz sofortiger Reduktion des ren-
tenbildenden Mindestumwandlungssatzes auf 
6 Prozent gehalten. Dank dieser Senkung wird die 
Umverteilung von Erwerbstätigen zu Rentnern 
deutlich reduziert. Zweitens werden Erwerbstätige 
mit niedrigem Einkommen und Teilzeitbeschäftig-
te besser versichert. Davon profitieren besonders 
Frauen in Form von höheren Renten. Drittens wer-
den ältere Arbeitnehmer dank tieferen Beitragssät-
zen für die berufliche Vorsorge am Arbeitsmarkt 
konkurrenzfähiger. 

Gut austarierter Zuschuss
Damit auch bei den unmittelbar nach Inkrafttreten 
der Reform in Pension gehenden Erwerbstätigen 
das Rentenniveau gehalten werden kann, braucht 
es für diese sogenannte Übergangsgeneration 
einen solidarisch finanzierten Zuschuss. Diesen 
garantierten Rentenzuschlag erhalten die ersten 
15 Jahrgänge. Aus einer bürgerlichen Sicht mag 
dieses Element störend sein. Doch ermöglicht es 
nicht nur den Kompromiss, sondern macht die Lö-
sung auch für gewerbliche Branchen finanzierbar. 
Der Sozialpartnerkompromiss ist mit Kosten von 
0,8 Prozent Lohnbeiträgen, die je zur Hälfte von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern bezahlt werden, 
gut austariert. 

Rentenaltererhöhung unumgänglich
Mit dem Sozialpartnerkompromiss können nicht 
alle Probleme aus der Welt geschaffen werden. 
 Jedoch wird damit die berufliche Vorsorge wieder 
auf ein solideres Fundament gestellt. Daneben 
bleibt eine generelle Rentenaltererhöhung, wie sie 
auch die Jungfreisinnigen mit der Volksinitiative 
«Für eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge» 
fordern, unumgänglich. Richtigerweise findet die-
se Diskussion aber in der AHV-Debatte statt. 

Roland A. Müller 
Direktor Arbeitgeberverband

nehmende werden dank tieferer Lohnkosten auf 
dem Arbeitsmarkt nicht mehr benachteiligt. Für 
die jüngeren Generationen wiederum bilden die 
Anhebung der Altersgutschriften und die Sen-
kung des Koordinationsabzugs eine langfristige 
Kompensation der Senkung des Umwandlungs-
satzes. Die Senkung des Koordinationsabzugs ist 
ausserdem ein wichtiger Schritt, damit Personen 
mit kleinen Arbeitspensen oder tiefen Löhnen von 

einer besseren Altersvorsorge profitieren können. 
Unbestritten ist auch, dass es für alle, die in den 
nächsten Jahren in die Pension gehen, eine zu-
sätzliche Kompensation braucht. 

Keine Kompensation mit der Giesskanne
Dem Kompensationsvorschlag steht die FDP 
 kritisch gegenüber. Die Einführung einer system-
widrigen Umlagekomponente im BVG ist proble-

matisch, gerade weil die Kosten für die Kompen-
sation hauptsächlich bei den jungen Generationen 
anfallen. Die 3. Säule steht bekanntermassen  
für individuelles Sparen – sie soll nicht die um-
verteilende Rolle der AHV übernehmen. Der Kom-
pensationsmechanismus darf nicht dem Giesskan-
nenprinzip folgen. Andere Optionen müssen 
geprüft werden.

Josef Dittli, Ständerat UR

 Sozialpartnerkompromiss

 als Fundament
Reform 2. Säule: Vorschlag Arbeitgeberverband
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Standpunkte

Schreiben auch Sie uns Ihre Meinung! 

Bitte schicken Sie uns Ihren Leserbrief per  
E-Mail und geben Sie uns Name, Adresse 
und Telefonnummer an, damit wir den 
 Beitrag publizieren können. Unsere Adresse: 
schoy@fdp.ch.

Ökologie gehört zum Freisinn
Inhalt und Tragweite des Liberalismus gründen in 
Würde, Freiheit und Lebenschancen aller Men-
schen, unabhängig von ihrem rechtlichen und so-
zialen Status. Der politische Liberalismus in der 
Schweiz, wie er von der FDP seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts vertreten wurde, war immer ein 
republikanischer Liberalismus, der sich durch ein 
konstruktiv-kritisches Verhältnis zum «eigenen» 
Verfassungsstaat auszeichnete. Dieser Liberalis-
mus wendet sich nicht gegen jede Staatlichkeit an 
sich, sondern gegen jedes Übermass an Staatsver-
antwortung. Freiheitschancen sind mit und gegen 
den Staat zu gewährleisten.

Liberalismus auch für die Nachwelt
Wir wissen, dass Freiheitsausübung in aller Regel 
auf Freiheitsbedürfnisse von Mitmenschen trifft, 
die mit gleichem «Recht» auf Schutz und Entfaltung 
pochen. Und sie trifft auf Freiheitsbedürfnisse von 
kommenden Generationen, denn die Natur steht 
allen Generationen gleichermassen zu. Der Libe-
ralismus muss auch auf die Nachwelt bezogen wer-
den. Liberale Politik erweist sich deshalb in aller 

Regel als Wert- und Interessenabwägung zwischen 
verschiedenen aktuellen und künftigen Freiheits-
anliegen, worauf ich immer wieder, zuletzt in mei-
ner Biografie «Alles mit Mass. Gedanken und Ge-
schichten aus dem Leben eines Grenzgängers» 
(2019), hingewiesen habe.

Ökologisches Erbe der FDP
Die ökologische Sicht auf Freiheits- und Lebensbe-
dürfnisse nachfolgender Generationen war in der 
FDP der Nachkriegszeit stets präsent, freilich mit 
unterschiedlichem Gewicht. Nach meiner Erfahrung 
war sie in der Partei stets stärker vertreten als in der 
Fraktion der Bundesversammlung. An dieser Stelle 
können die einzelnen Etappen der Entwicklung nicht 
näher beleuchtet werden, Stichworte müssen genü-
gen: Bereits 1973 findet sich im grundsätzlichen Teil 
des Parteiprogramms der FDP unter dem Titel «Li-
beralismus heute» der visionäre Satz: «Die heutigen 
und die künftigen Generationen haben Anspruch auf 
ausreichende natürliche Lebensgrund lagen. Ihrer 
Sicherstellung ist jede menschliche Tätigkeit unter-
zuordnen; der Staat legt die nötigen Prioritäten 

fest.» Das Bekenntnis zu einer liberalen Umwelt-
politik wurde in späteren Thesen und Postulaten er-
neuert und ausgebaut, etwa in einem Manifest zum 
Umweltschutz 1986. Schon vorher entstanden in ge-
wissen Kantonalparteien Reformgruppen, die sich 
vehement für einen wirksamen Umweltschutz ein-
setzten, etwa in Baselland, Solothurn und St. Gallen. 
Mein Wahlkampf 1987 in den Ständerat stand unter 
dem Motto «Ökoliberalismus». 

Nicht Kehrtwende, sondern Rückbesinnung
Einen grossen Schritt in die ökologische Zukunft 
machte die FDP 1991 mit ihrem Manifest «Freiheit 
heute und morgen – Verantwortung für Mitwelt und 
Nachwelt» in Vevey, das auch heute noch jedem 
Freisinnigen zur Lektüre empfohlen werden kann. 
«Freiheit … erfordert Rücksichtnahme auf Würde 
und Freiheit der Mitmenschen von heute und mor-
gen. Sie muss mit der Fortdauer menschenwürdigen 
Lebens auf Erden verträglich sein.» Ab 1991 wurden 
marktwirtschaftliche Instrumente wie Lenkungsab-
gaben im Umwelt- und Energiebereich in die Partei-
programme aufgenommen, allerdings unter der Be-
dingung, dass diese keinerlei fiskalische Nebenzwe-
cke verfolgen. In der Fraktion der Bundesversamm-
lung setzten sich in den 1990er-Jahren viele Frei-
sinnige für Natur- und Umweltschutzanliegen ein. 
Der aktuelle Positionsbezug der FDP Schweiz stellt 
somit keine Kehrtwende dar, sondern eine Rückbe-
sinnung auf bereits früher vertretene Werte. 

René Rhinow 
Ständerat 1987–1999, Ständeratspräsident 1999

Dies ist die Kurzfassung eines Artikels in der NZZ 
vom 30. Dezember 2019.

 Standpunkte
Leserinnen und Leser schreiben, was sie bewegt.

Die Biografie «Alles mit 
Mass» von René Rhinow, 
erschienen im Friedrich 
Reinhardt Verlag.

«Der aktuelle Positionsbezug der FDP Schweiz  
stellt keine Kehrtwende dar, sondern eine Rück-
besinnung auf bereits früher vertretene Werte.»
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Mentoring

Schweizweit standen letztes Jahr über 75 000 Wohnungen auf dem Wohnungs
markt leer (Zahl steigend). Trotz dieser Sachlage hat der Mieter verband Schweiz 
im Jahr 2015 zusammen mit dem Verband Wohnbau genossenschaften 
Schweiz, dem Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), der SP Schweiz  
und den Grünen die nationale Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen», 
welche am 9. Februar 2020 vors Volk kommt, lanciert. Die Initiative hat zum Ziel, 
das Angebot an preisgünstigem Wohnraum schweizweit zu erhöhen.

Die Initianten wollen mit dieser Initiative das An-
gebot an preisgünstigem Wohnbau erhöhen. Dies, 
indem der Bund in Zusammenarbeit mit den Kan-
tonen dafür sorgen soll, dass mindestens 10 Prozent 
aller Neubauten im Eigentum von Trägern des ge-
meinnützigen Wohnungsbaus sind.

Leerwohnungsstände in Kantonen und 
 Gemeinden völlig verschieden
Doch wie angespannt ist die Lage auf dem Woh-
nungsmarkt in der Schweiz wirklich, und wie spie-
gelt sich dies in Zahlen wider? Vergleicht man die 
Entwicklung der Leerwohnungsbestände in den letz-
ten 35 Jahren miteinander, sieht man gut, dass in den 
letzten 20 Jahren in der Schweiz noch nie so viele 
Wohnungen leer standen wie heute (über 75 000). 

10-Prozent-Quote in den Städten überschritten
Heute stellt die Wohnungssuche nur in den Gross-

städten (wie Genf, Basel und Zürich) eine Heraus-
forderung dar. Jedoch besitzen diese grossen Städte 
bereits eine eigenständige Wohnpolitik, um bezahl-
bare Wohnungen zu gewährleisten und zur Verfü-
gung zu stellen. In Zürich sind sogar schon über 
25 Prozent der Wohnungen im Besitz gemeinnützi-
ger Wohnbauträger – die 10-Prozent-Quote wäre 
hier somit längst überschritten. 

Zudem wird das sozialpolitische Ziel des ge-
meinnützigen Wohnungsbaus schon heute massiv 
verfehlt, denn nur ein Viertel der Genossenschafter 
gehört zu den ärmsten 20 Prozent, die eine vergüns-
tigte Wohnung am nötigsten hätten. Die Wohnun-

gen gemeinnütziger Wohnbauträger sollten aber 
«wirtschaftlich oder sozial benachteiligten Perso-
nen» zugutekommen – so ist es im Wohnraumför-
derungsgesetz bestimmt. Die Genossenschaften 
halten sich bei der Vergabe jedoch nur sehr bedingt 
an diese Vorgabe.

Eine Viertelmilliarde Franken bei der Ablehnung  
der Initiative für gemeinnützigen Wohnungsbau
Niemand wird sich gegen bezahlbaren Wohnraum 
wehren wollen, somit ist das Problem sicherlich 
nicht das Ziel: denn der gemeinnützige Wohnungs-
bau ist in der Schweiz breit verankert und wird na-
tional, kantonal und kommunal bereits heute stark 

gefördert. Dies wird auch in Zukunft weiterhin so 
gehandhabt: Das Parlament hat nämlich im Rah-
men des indirekten Gegenvorschlags beschlossen, 
den gemeinnützigen Wohnungsbau sogar zusätz-
lich mit einer Viertelmilliarde Franken weiterhin zu 
fördern, falls die Initiative nicht angenommen wird. 
Von einem Ja profitieren lediglich diejenigen, die 
eine Wohnung in einer Genossenschaft wünschen 
und erhalten. Alle anderen bezahlen die Folgen, die 
die Initiative verursacht, mit ihren Steuergeldern. 

Aus diesen und noch weiteren Gründen empfeh-
le ich Ihnen (analog allen bürgerlichen Parteien und 
Mitteparteien sowie der Bundesrat) ein Nein zur 
Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen».

Amélie Evard, Master-Mentee, Stadträtin Nidau 
(Stadtratspräsidentin 2019)  
sowie Sektionspräsidentin, Kanton Bern

 Wohnbauinitiative
Nein zur Mieterverbandsinitiative

Amélie Evard

NEIN
am 9. Februar

«Nur ein Viertel der Genossenschafter gehört  
zu den ärmsten 20 Prozent.»
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Delegiertenversammlung

Die Delegierten haben an ihrer ersten Versammlung des Jahres in 
Schindellegi den Wunsch nach einem liberalen Aufbruch bekräftigt und  
drei Parolen gefasst. 

Die neue Legislatur wird eine grosse Herausforde-
rung. Die SP und Grünen liefern sich ein Rennen, 
wer den reineren Sozialismus predigt. Die neugrup-
pierte Mitte um die CVP wird ihre Fahne noch stär-
ker in den Wind hängen und damit zu einer unbe-
rechenbaren Kraft werden, befreit von eigenen 
Werten. Von den konservativen Kräften ist nach 
wie vor mehr Klamauk anstelle von sinnvollen 
 Lösungen zu erwarten. In diesem Umfeld muss die 
FDP kämpferischer werden. 

Wie Petra Gössi in ihrer Rede betonte, müssen 
wir sicherstellen, dass alle Menschen eine Arbeits-
stelle haben und ihr Leben selbstbestimmt führen 
können. Bei den Sozialwerken und im Gesund-
heitswesen wollen wir endlich für eine Deblockade 

sorgen. Und in der Umwelt- und Klimapolitik gilt 
es zu verhindern, dass unter dem Vorwand grüner 
Anliegen rote Rezepte eingeführt werden. Neben 
dem Fokus auf diese Themenbereiche wollen wir 
uns als Partei auch strukturell weiterentwickeln und 
etwa die Meinung unserer Basis direkter in den ver-
schiedenen Organen miteinbeziehen. 

Delegierte wollen Unterschriftensammlung  
der Renteninitiative unterstützen
Die rund 330 Delegierten beschlossen ohne Gegen-
stimme, die Unterschriftensammlung für die Ren-
teninitiative der Jungfreisinnigen zu unterstützen. 
Zwar bedeutet dies nicht automatisch eine Ja-Paro-
le, denn die inhaltliche Positionierung erfolgt erst 

später. Doch der Entscheid passt zur Resolution zur 
Altersvorsorge vom Mai 2019.

Parolen für die kommenden Abstimmungen,  
Nein zur Kündigungsinitiative
Die Delegierten haben auch über die bevorstehende 
Volksabstimmung vom 9. Februar 2020 diskutiert. 
Sie sagen Ja zur Erweiterung der Anti-Rassismus-
Strafnorm und Nein zur Wohnbauinitiative des 
Mieterverbands. Schliesslich hat die Versammlung 
auch sehr deutlich die Nein-Parole zur Kündi-
gungsinitiative gefasst, über die die Stimmbevölke-
rung später in diesem Jahr abstimmen wird. Es 
handelt sich ohne Zweifel um eine Bilateralen-
Kündigungs-Initiative, denn ein Ja wäre nicht nur 
das Ende des Freizügigkeitsabkommens, sondern 
aller sieben Verträge der Bilateralen I. Sie sind je-
doch von grösster wirtschaftlicher Bedeutung und 
ein wichtiger Grund für den Wohlstand der Schwei-
zerinnen und Schweizer.

 Es herrscht
 Aufbruchstimmung
Delegiertenversammlung in Schindellegi SZ

Sie finden die Bildergalerie der Versammlung 
auf www.fdp.ch oder indem Sie das Bild mit 
der XTEND-App scannen.
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Delegiertenversammlung
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Die Neugewählten stellen sich vor

1995, vor 25 Jahren, stand Maja Riniker als Teilnehmerin der Jugendsession 
zum ersten Mal am Rednerpult im Nationalratssaal und wünschte sich schon 
damals, eines Tages in diesen Saal zurückzukehren – nun ist sie Nationalrätin. 

Aufgewachsen bin ich zusammen mit zwei Ge-
schwistern in Lenzburg. Nach dem KV mit Berufs-
maturität habe ich an der Fachhochschule Be-
triebsökonomie studiert. Heute wohne ich zusam-
men mit meinem Mann und unseren drei Kindern 
(12, 10 und 9 Jahre) in Suhr bei Aarau. Im Teilzeit-
pensum bin ich für die Finanzen einer Gruppen-
arztpraxis zuständig, im Vorstand vom HEV Aarau 
Kulm sowie als Verwaltungsrätin einer Regional-
bank engagiert.

Früh Verantwortung übernommen
Als Klassensprecherin an der Schule, als FH-Stu-
dentenvertreterin sowie als Pfadileiterin übernahm 
ich schon im jungen Alter Verantwortung. All diese 
Erlebnisse haben mich darin bestärkt, mich für 
 Gesellschaft und Politik zu engagieren. Unser von 
der Miliz geprägtes Land braucht engagierte Bür-

ger, ob nun in den unzähligen Vereinen, der Feuer-
wehr oder auch in der Politik. Nach acht Jahren als 
Schulpflegerin durfte ich von 2014 bis 2019 als 
Grossrätin im Kanton Aargau politisch tätig sein.

Tür-zu-Tür-Wahlkampf als Erlebnis
Der Wahlkampf 2019 war eine intensive, aber 
durchwegs positive Erfahrung. Ich erinnere mich 
sehr gut an den Samstagmorgen im Mai, als ich 
zum ersten Mal an einer Tür-zu-Tür-Aktion teil-
nahm. Mein Gefühl war zunächst nicht sehr positiv 
und ich wäre gern im Bett geblieben. Die äusserst 
guten Reaktionen und Gespräche mit der Bevölke-
rung haben aber alle Zweifel in den Wind geschla-
gen. Im Gegenteil: Am Schluss des Wahlkampfes, 
nach über zehn Tür-zu-Tür-Einsätzen, war ich so-
gar etwas wehmütig, dass diese Phase nun zu Ende 
ging. Im Aargau waren wir Kandidaten an unzähli-

gen Standaktionen präsent, und dank eines tollen 
Wahlteams habe ich den Wahlkampf mit viel Unter-
stützung positiv erlebt. Als Highlight habe ich mit 
drei «Maja-Wettbewerbsgewinnern» im September 
bei wunderbarem Wetter eine Ballonfahrt über den 
Kanton unternommen.

Für eine moderne Armee
Nachdem Thierry Burkart am 24. November 2019 
in den Ständerat gewählt worden war, war klar, 
dass ich den frei werdenden Sitz im Nationalrat 
übernehmen darf. Ich hatte sieben Tage Zeit, das 
Leben umzustellen, und bin am 2. Dezember als 
Nationalrätin vereidigt worden. Glücklicherweise 
darf ich in meiner Wunschkommission SIK (Si-
cherheitspolitische Kommission) Einsitz nehmen. 
Denn unser hochentwickeltes Land ist angreifbar. 
Und die Sicherheit muss uns etwas wert sein. Zur 
Abwehr äusserer Bedrohungen ist eine moderne 
Armee zentral. Sie braucht ausreichend Mittel, um 
uns schützen zu können. Ich befürworte die An-

schaffung neuer Kampfflugzeuge. Auch gegen mo-
derne Gefährdungen wie Cyberrisiken braucht 
unser Land gute Abwehrdispositive. Wir kennen 
bisher auch kaum Gefährdungen der Sicherheit im 
eigenen Land. Das kann rasch ändern. Darum muss 
die innere Sicherheit langfristig gewährleistet blei-
ben. Wir müssen dafür sorgen, dass es uns weiter-
hin wohl ist in der Schweiz; dazu gehört gegensei-
tige Toleranz, die keine Einbahnstrasse sein darf. 
Intoleranz gegenüber unserem Rechts- und Werte-
system ist für mich inakzeptabel.

Maja Riniker, Nationalrätin AG

 Sieben Tage, um
 das Leben umzustellen
Maja Riniker stellt sich vor

Maja Riniker bei der Arbeit, damals noch im Aargauer 
Grossen Rat.

Maja Riniker erlebte den Wahlkampf positiv – 
insbesondere auch wegen des Haustürwahlkampfs.
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Aus dem Fribourger Grossrat schaffte Johanna Gapany mit gerade 31 Jahren 
in einer spektakulären Art und Weise die Wahl in den Ständerat. Im Porträt 
erzählt sie, wofür sie kämpft und welche Gefühle sie beim Eintreten in die 
Hallen des Bundeshauses verspürt hat. 

Ich bin im Kanton Fribourg geboren und lebe dort 
seit 31 Jahren. Nach dem Studium in Betriebsöko-
nomie war ich schnell in das politische Leben mei-
ner Stadt Bulle, zuerst als General-, dann als Ge-
meinderätin, eingebunden. Anschliessend wurde 
ich in den Grossen Rat berufen, und am 10. No-
vember wählte mich die Bevölkerung von Fri-
bourg zur Ständerätin.

Direkter Kontakt mit den Bürgern
Den Wahlkampf für den Ständerat empfand ich als 
sehr anspruchsvoll. Ich konnte viele wertvolle Er-
fahrungen machen und mein eigenes Netzwerk 
stärken. Ich mag die Menschen und habe es sehr 
geschätzt, Bürgerinnen und Bürger aus dem ganzen 
Kanton zu treffen. In meinem Programm habe ich 
versucht, den Menschen pragmatische Lösungen 
für die je nach Region unterschiedlichen Realitäten 
vorzuschlagen. Dann suchte ich den direkten Kon-
takt zu den Bürgerinnen und Bürgern, um mich 
über ihre Sorgen auszutauschen. Schliesslich habe 
ich die Debatten mit meinen Gegnern erlebt. Das 

war harte Arbeit, aber mit etwas Übung wurde es zu 
einer extrem interessanten Erfahrung.

Kämpfen für Wahlfreiheit
Mich treibt der Wunsch an, die Welt, in der ich 
lebe, zu verstehen. Ich habe das Glück, in einem 
Land geboren zu sein, welches mir die Freiheit gab, 
zu wählen, was ich aus meinem Leben machen 
möchte. Diese Wahlfreiheit möchte ich auch den 
zukünftigen Generationen ermöglichen – dafür 
müssen wir kämpfen. Wir treffen heute die Ent-
scheidungen, die morgen unsere Zukunft gestalten 
und die es den künftigen Generationen ermög-
lichen sollen, einmal ebenso gute, wenn nicht sogar 
bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen vorzu-
finden als wir heute.

Meine Prioritäten
Besonders wichtig ist mir, dass unsere Gesetze den 
sich verändernden Realitäten angepasst werden: So 
brauchen wir dringend eine Reform der Altersvor-
sorge, die sich an den heutigen sozialen und wirt-

schaftlichen Lebensumständen orientiert und die 
die Solidarität zwischen den Generationen wirklich 
respektiert. Die jungen Menschen müssen darauf 
vertrauen können, dass die Altersvorsorge eines 
Tages auch für sie da ist und ihnen den Ruhestand 
ermöglicht. Wird dieses Versprechen nicht einge-
halten, kommt das gesamte System aus dem 
Gleichgewicht. 

Wenn ich von der Anpassung der Gesetze an die 
Realität spreche, denke ich dabei auch an die Be-
steuerung. Im Steuersystem besteht heute eine sehr 
«klassische» Vorstellung der Familie, obschon es 
viele Familienformen gibt. Die Individualbesteue-
rung würde alle gleich behandeln und wäre ein mo-
derneres und gerechteres System. 

Gleichzeitig sind wir die Generation, die mit der 
Digitalisierung aufgewachsen ist und ihre Chancen 
sieht. Diese Chancen gilt es zu nutzen: wie in der 
Medizin, wo die elektronische Dokumentenver-
arbeitung Effizienz fördert oder bei der Mobilität, 
wo Digitalisierung ermöglicht, verschiedene Ver-
kehrsträger auf einer Plattform zusammenzuführen 
und mit den vorhandenen Informationen die Bürger 
bei der Wahl der Verkehrsträger zu unterstützen.

Die erste Session
Meine erste Session hat mir nun zunächst die Ge-
legenheit gegeben, meine Kolleginnen und Kolle-
gen in der Fraktion und im Ständerat kennen zu 
lernen. Ich habe darauf geachtet, so viel Zeit wie 
möglich im Bundeshaus zu verbringen, um Kon-
takte herzustellen und zu verstehen, wie das Leben 
als Parlamentarier verläuft.

Als leidenschaftliche Politikerin muss ich zuge-
ben, dass der Einzug ins Bundeshaus in mir starke 
Emotionen ausgelöst hat: Es mischten sich das 
 ernste Gefühl der mit meinem Amt einhergehenden 
Verantwortung, die Begeisterung, unserem Land 
dienen zu dürfen, und die Genugtuung, nach einer 
Zeit intensiver Arbeit «angekommen» zu sein.

Johanna Gapany, Ständerätin FR

 Zukunft gestalten
Johanna Gapany stellt sich vor

Johanna Gapany: «Wir treffen heute Entscheidungen, die 
mogen unsere Zukunft gestalten.»
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Klassisch und doch nicht, so die politische Karriere von Matthias Michel: 
Nach seiner 16jährigen Tätigkeit als Zuger Regierungsrat erlebte er ein 
Zwischenjahr in der Kombination von Sprachaufenthalten, Velotour durch 
Italien, Hausmann und Wahlkämpfer. Nun ist er seit letzter Session im 
«goldenen Haus», der Bezeichnung seiner vier Kinder für das Bundeshaus.

In der Tat ist meine Familie mit meinem politischen 
Werdegang gewachsen, und die familiäre Veranke-
rung ist mir wichtig. Das reflektiert sich auch in 
Kommentaren von Kindern. Nach meiner ersten 
Wahl in den Regierungsrat frohlockte unser damals 
sechsjähriger Sohn: Jetzt sei ich einer «wie der Herr 
Fiechter» (der Abwart unseres Dorfschulhauses), da 
ich «Chef der Schule» bzw. Bildungsdirektor wurde. 
Vier Jahre später wurde ich in den Augen der Kinder 
«Chef der Busse», da konnten sie sich mehr darunter 
vorstellen als unter «Volkswirtschaftsdirektor».

Gesamtheitliche Wirtschafts- und 
 Innovationspolitik
Sowohl als Bildungs- wie auch als Volkswirtschafts-
direktor trug ich im Kanton die politische Verant-

wortung für die Bereiche Bildung, Wirtschaft, öf-
fentlicher Verkehr, Landwirtschaft und Sozialver-
sicherungen. Dadurch wurde mein gesamtheit-
liches Verständnis von Wirtschaftspolitik geprägt, 
das auch soziale und ökologische Anliegen beinhal-
tet. Gerade die Bildung ist für unser Land in wirt-
schaftlicher wie sozialer Hinsicht ein elementarer 
Pfeiler. Abgesehen davon ist die Berufsbildung mit 
der Verbundpartnerschaft das bedeutendste Zusam-
menarbeitsfeld von Wirtschaft und Staat. 

Bildung und Forschung sind auch Voraussetzun-
gen für Innovation, die an der Schnittstelle von Wis-
senschaft und Wirtschaft und damit auch von Staat 
und Wirtschaft entsteht. Die positiven Zuger Erfah-
rungen dieses Zusammenwirkens von öffentlichen 
und privaten Trägern möchte ich auch auf Bundes-

ebene einbringen. Das jüngste Beispiel ist der Inno-
vationspark Zentralschweiz mit seiner Trägerschaft 
aus Unternehmen, Kantonen und Hochschule. Hier 
trug ich mitentscheidende Verantwortung. 

Brückenschlag in den Rest der Schweiz
Es gehört wohl zur Eigenart eines kleinen Kantons 
wie Zug, dass man sich verstärkt mit seinen Nach-
barn austauscht und gemeinsame Interessen sucht. 
Zug war schon seit jeher ein Brückenkanton und 
wurde im Jahr 1352 weniger aus eigenem Willen, 
sondern vielmehr zwecks Schaffung eines Binnen-
markts zwischen Zürich und Luzern von diesen re-
gelrecht zum Bund gezwungen. Meinerseits schlug 
ich freiwillig Brücken und arbeitete von Anfang an 
an der Schaffung der Metropolitankonferenz Zürich 
mit. Sodann führte ich unseren Kanton in die Stand-
ortpromotion «Greater Zurich Area». Aktiv war ich 
sodann in der Konferenz der Kantonsregierungen 
(KdK) und in der Konferenz der Direktoren des 
 öffentlichen Verkehrs als deren Präsident. 

Brückenbauer im Ständerat
Meine erste Session in Bern habe ich dazu genutzt, 
über die Partei-, Kantons- und Sprachgrenzen hin-
aus Kontakte zu knüpfen. Unterstützend wirkt be-
reits mein Sitzplatz bei den drei Westschweizer 
FDP-Ratsmitgliedern, mit denen ich mich gerne in 
beiden Sprachen austausche. Inhaltlich möchte ich 
als Mitglied der Kommission für Wissenschaft, Bil-
dung und Kultur mithelfen, dass die Schweiz inno-
vativ und stark bleibt und dass sich konkret das 
Berufsbildungssystem entsprechend den Heraus-
forderungen der Zukunft entwickelt. Mein Interes-
se und meine Erfahrung für Aussenbeziehungen – 
bisher interkantonal, neu international – bringe ich 
gerne in die Aussenpolitische Kommission ein.

Matthias Michel, Ständerat ZG

 Bildung
 und Brückenschlag
Matthias Michel stellt sich vor

Matthias Michel war bei seinen Kindern als Regierungs
rat «Chef der Busse».
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Parolenspiegel

für die nächsten eidgenössischen Volksabstimmungen

NEIN

9. FEBRUAR 2020

9. FEBRUAR 2020

JA

Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen»
(Mieterverbandsinitiative) 

Änderung des Strafgesetzbuches und des 
Militärstrafgesetzes (Diskriminierung und Aufruf 

zu Hass aufgrund der sexuellen Orientierung)

1 Laden Sie die
Gratis-App «Xtend»
für iOS + Android
herunter.

2 Öffnen Sie im Hauptmenü
die Funktion
«AR SCAN».

3 Halten Sie die Kamera
auf das mit markierte
Bild.

Unsere Bilder sind
jetzt mehr als Bilder –
lassen Sie sie lebendig werden!

So nutzen Sie Augmented Reality im «Freisinn»!

9. Februar
Eidgenössische Volksabstimmung

4. April
Delegiertenversammlung in Biel

17. Mai
Eidgenössische Volksabstimmung

27. Juni
Delegiertenversammlung

27. September
Eidgenössische Volksabstimmung

31. Oktober
Delegiertenversammlung

29. November
Eidgenössische Volksabstimmung

AGENDA
In eigener Sache

Neuwahlen Parteivorstand
Statutengemäss werden der Präsident bzw. die Prä-
sidentin samt den Vizepräsidenten und den Beisit-
zern an der zweiten DV im Jahr nach den Wahlen 
gewählt respektive im Amt bestätigt. Die Delegier-
tenversammlung vom 4. April 2020 wird die Wie-

derwahl der Präsidentin sowie die Wahl der Vize-
präsidenten und Beisitzer vornehmen. 

Alle Informationen finden Sie auf unserer Website:
www.fdp.ch

Jetzt Newsletter abonnieren

Dieses Bild scannen und los gehts.
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